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Sozialgesetzbuch (SGB)  

Achtes Buch (VIII) 

Kinder- und Jugendhilfe 
(Artikel 1 des Gesetzes v. 26. Juni 1990, BGBl. I S. 1163) 
 Quelle: http://www.gesetze-im-internet.de 

 

 

§ 1 Recht auf Erziehung, Elternverant-
wortung, Jugendhilfe 

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf 
Förderung seiner Entwicklung und auf Er-
ziehung zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind 
das natürliche Recht der Eltern und die 
zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über 
ihre Betätigung wacht die staatliche Ge-
meinschaft. 

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des 
Rechts nach Absatz 1 insbesondere  
1. junge Menschen in ihrer individuellen 

und sozialen Entwicklung fördern und 
dazu beitragen, Benachteiligungen zu 
vermeiden oder abzubauen, 

2. Eltern und andere Erziehungsberechtig-
te bei der Erziehung beraten und unter-
stützen, 

3. Kinder und Jugendliche vor Gefahren 
für ihr Wohl schützen, 

4. dazu beitragen, positive Lebensbedin-
gungen für junge Menschen und ihre 
Familien sowie eine kinder- und famili-
enfreundliche Umwelt zu erhalten oder 
zu schaffen. 

 

 

§ 5 Wunsch- und Wahlrecht 

(1) Die Leistungsberechtigten haben das 
Recht, zwischen Einrichtungen und Diens-
ten verschiedener Träger zu wählen und 

Wünsche hinsichtlich der Gestaltung der 
Hilfe zu äußern. Sie sind auf dieses Recht 
hinzuweisen. 

(2) Der Wahl und den Wünschen soll ent-
sprochen werden, sofern dies nicht mit 
unverhältnismäßigen Mehrkosten verbun-
den ist. Wünscht der Leistungsberechtigte 
die Erbringung einer in § 78a genannten 
Leistung in einer Einrichtung, mit deren 
Träger keine Vereinbarungen nach § 78b 
bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen 
werden, wenn die Erbringung der Leistung 
in dieser Einrichtung im Einzelfall oder 
nach Maßgabe des Hilfeplanes (§ 36) ge-
boten ist. 

 

 

§ 27 Hilfe zur Erziehung 

(1) Ein Personensorgeberechtigter hat bei 
der Erziehung eines Kindes oder eines 
Jugendlichen Anspruch auf Hilfe (Hilfe zur 
Erziehung), wenn eine dem Wohl des Kin-
des oder des Jugendlichen entsprechende 
Erziehung nicht gewährleistet ist und die 
Hilfe für seine Entwicklung geeignet und 
notwendig ist. 

(2) Hilfe zur Erziehung wird insbesondere 
nach Maßgabe der §§ 28 bis 35 gewährt. 
Art und Umfang der Hilfe richten sich nach 
dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall; 
dabei soll das engere soziale Umfeld des 
Kindes oder des Jugendlichen einbezogen 
werden. Die Hilfe ist in der Regel im Inland 
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zu erbringen; sie darf nur dann im Ausland 
erbracht werden, wenn dies nach Maßgabe 
der Hilfeplanung zur Erreichung des Hilfe-
zieles im Einzelfall erforderlich ist. 

(2a) Ist eine Erziehung des Kindes oder 
Jugendlichen außerhalb des Elternhauses 
erforderlich, so entfällt der Anspruch auf 
Hilfe zur Erziehung nicht dadurch, dass 
eine andere unterhaltspflichtige Person 
bereit ist, diese Aufgabe zu übernehmen; 
die Gewährung von Hilfe zur Erziehung 
setzt in diesem Fall voraus, dass diese 
Person bereit und geeignet ist, den Hilfe-
bedarf in Zusammenarbeit mit dem Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe nach Maßgabe 
der §§ 36 und 37 zu decken. 

(3) Hilfe zur Erziehung umfasst insbeson-
dere die Gewährung pädagogischer und 
damit verbundener therapeutischer Leis-
tungen. Sie soll bei Bedarf Ausbildungs- 
und Beschäftigungsmaßnahmen im Sinne 
des § 13 Abs. 2 einschließen. 

(4) Wird ein Kind oder eine Jugendliche 
während ihres Aufenthaltes in einer Ein-
richtung oder einer Pflegefamilie selbst 
Mutter eines Kindes, so umfasst die Hilfe 
zur Erziehung auch die Unterstützung bei 
der Pflege und Erziehung dieses Kindes. 

 

 

§ 35a Eingliederungshilfe für seelisch 
behinderte Kinder und Jugendliche 

(1) Kinder oder Jugendliche haben An-
spruch auf Eingliederungshilfe, wenn  
1. ihre seelische Gesundheit mit hoher 

Wahrscheinlichkeit länger als sechs 
Monate von dem für ihr Lebensalter ty-
pischen Zustand abweicht, und 

2. daher ihre Teilhabe am Leben in der 
Gesellschaft beeinträchtigt ist oder eine 
solche Beeinträchtigung zu erwarten 
ist. 

Von einer seelischen Behinderung bedroht 
im Sinne dieses Buches sind Kinder oder 
Jugendliche, bei denen eine Beeinträchti-
gung ihrer Teilhabe am Leben in der Ge-
sellschaft nach fachlicher Erkenntnis mit 
hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. § 
27 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(1a) Hinsichtlich der Abweichung der seeli-
schen Gesundheit nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 hat der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe die Stellungnahme  
1. eines Arztes für Kinder- und Jugend-

psychiatrie und -psychotherapie, 
2. eines Kinder- und Jugendpsychothera-

peuten oder 
3. eines Arztes oder eines psychologi-

schen Psychotherapeuten, der über 
besondere Erfahrungen auf dem Gebiet 
seelischer Störungen bei Kindern und 
Jugendlichen verfügt, 

einzuholen. Die Stellungnahme ist auf der 
Grundlage der Internationalen Klassifikati-
on der Krankheiten in der vom Deutschen 
Institut für medizinische Dokumentation 
und Information herausgegebenen deut-
schen Fassung zu erstellen. Dabei ist auch 
darzulegen, ob die Abweichung Krank-
heitswert hat oder auf einer Krankheit be-
ruht. Die Hilfe soll nicht von der Person 
oder dem Dienst oder der Einrichtung, der 
die Person angehört, die die Stellungnah-
me abgibt, erbracht werden. 

(2) Die Hilfe wird nach dem Bedarf im Ein-
zelfall  
1. in ambulanter Form, 
2. in Tageseinrichtungen für Kinder oder 

in anderen teilstationären Einrichtun-
gen, 

3. durch geeignete Pflegepersonen und 
4. in Einrichtungen über Tag und Nacht 

sowie sonstigen Wohnformen geleistet. 

(3) Aufgabe und Ziel der Hilfe, die Bestim-
mung des Personenkreises sowie die Art 
der Leistungen richten sich nach § 53 Abs. 
3 und 4 Satz 1, den §§ 54, 56 und 57 des 
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Zwölften Buches, soweit diese Bestimmun-
gen auch auf seelisch behinderte oder von 
einer solchen Behinderung bedrohte Per-
sonen Anwendung finden. 

(4) Ist gleichzeitig Hilfe zur Erziehung zu 
leisten, so sollen Einrichtungen, Dienste 
und Personen in Anspruch genommen 
werden, die geeignet sind, sowohl die Auf-
gaben der Eingliederungshilfe zu erfüllen 
als auch den erzieherischen Bedarf zu de-
cken. Sind heilpädagogische Maßnahmen 
für Kinder, die noch nicht im schulpflichti-
gen Alter sind, in Tageseinrichtungen für 
Kinder zu gewähren und lässt der Hilfebe-
darf es zu, so sollen Einrichtungen in An-
spruch genommen werden, in denen be-
hinderte und nicht behinderte Kinder ge-
meinsam betreut werden. 

 

§ 36 Mitwirkung, Hilfeplan 

(1) Der Personensorgeberechtigte und das 
Kind oder der Jugendliche sind vor der 
Entscheidung über die Inanspruchnahme 
einer Hilfe und vor einer notwendigen Än-
derung von Art und Umfang der Hilfe zu 
beraten und auf die möglichen Folgen für 
die Entwicklung des Kindes oder des Ju-
gendlichen hinzuweisen. Vor und während 
einer langfristig zu leistenden Hilfe außer-
halb der eigenen Familie ist zu prüfen, ob 
die Annahme als Kind in Betracht kommt. 
Ist Hilfe außerhalb der eigenen Familie 
erforderlich, so sind die in Satz 1 genann-
ten Personen bei der Auswahl der Einrich-
tung oder der Pflegestelle zu beteiligen. 
Der Wahl und den Wünschen ist zu ent-
sprechen, sofern sie nicht mit unverhält-
nismäßigen Mehrkosten verbunden sind. 
Wünschen die in Satz 1 genannten Perso-
nen die Erbringung einer in § 78a genann-
ten Leistung in einer Einrichtung, mit deren 
Träger keine Vereinbarungen nach § 78b 
bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen 
werden, wenn die Erbringung der Leistung 

in dieser Einrichtung nach Maßgabe des 
Hilfeplans nach Absatz 2 geboten ist. 

(2) Die Entscheidung über die im Einzelfall 
angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe voraus-
sichtlich für längere Zeit zu leisten ist, im 
Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte 
getroffen werden. Als Grundlage für die 
Ausgestaltung der Hilfe sollen sie zusam-
men mit dem Personensorgeberechtigten 
und dem Kind oder dem Jugendlichen ei-
nen Hilfeplan aufstellen, der Feststellungen 
über den Bedarf, die zu gewährende Art 
der Hilfe sowie die notwendigen Leistungen 
enthält; sie sollen regelmäßig prüfen, ob 
die gewählte Hilfeart weiterhin geeignet 
und notwendig ist. Werden bei der Durch-
führung der Hilfe andere Personen, Dienste 
oder Einrichtungen tätig, so sind sie oder 
deren Mitarbeiter an der Aufstellung des 
Hilfeplans und seiner Überprüfung zu betei-
ligen. Erscheinen Maßnahmen der berufli-
chen Eingliederung erforderlich, so sollen 
auch die für die Eingliederung zuständigen 
Stellen beteiligt werden. 

(3) Erscheinen Hilfen nach § 35a erforder-
lich, so soll bei der Aufstellung und Ände-
rung des Hilfeplans sowie bei der Durch-
führung der Hilfe die Person, die eine Stel-
lungnahme nach § 35a Abs. 1a abgegeben 
hat, beteiligt werden. 

(4) Vor einer Entscheidung über die Ge-
währung einer Hilfe, die ganz oder teilwei-
se im Ausland erbracht wird, soll zur Fest-
stellung einer seelischen Störung mit 
Krankheitswert die Stellungnahme einer in 
§ 35a Abs. 1a Satz 1 genannten Person 
eingeholt werden. 

 

§ 36a Steuerungsverantwortung, 
Selbstbeschaffung 

(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
trägt die Kosten der Hilfe grundsätzlich nur 
dann, wenn sie auf der Grundlage seiner 
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Entscheidung nach Maßgabe des Hilfe-
plans unter Beachtung des Wunsch- und 
Wahlrechts erbracht wird; dies gilt auch in 
den Fällen, in denen Eltern durch das Fa-
miliengericht oder Jugendliche und junge 
Volljährige durch den Jugendrichter zur 
Inanspruchnahme von Hilfen verpflichtet 
werden. Die Vorschriften über die Heran-
ziehung zu den Kosten der Hilfe bleiben 
unberührt. 

(2) Abweichend von Absatz 1 soll der Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe die 
niedrigschwellige unmittelbare Inanspruch-
nahme von ambulanten Hilfen, insbesonde-
re der Erziehungsberatung, zulassen. Dazu 
soll er mit den Leistungserbringern Verein-
barungen schließen, in denen die Voraus-
setzungen und die Ausgestaltung der Leis-
tungserbringung sowie die Übernahme der 
Kosten geregelt werden. 

(3) Werden Hilfen abweichend von den 
Absätzen 1 und 2 vom Leistungsberechtig-
ten selbst beschafft, so ist der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme 
der erforderlichen Aufwendungen nur ver-
pflichtet, wenn  
1. der Leistungsberechtigte den Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe vor der 
Selbstbeschaffung über den Hilfebedarf 
in Kenntnis gesetzt hat, 

2. die Voraussetzungen für die Gewäh-
rung der Hilfe vorlagen und 

3. die Deckung des Bedarfs 
a) bis zu einer Entscheidung des Trägers 

der öffentlichen Jugendhilfe über die 
Gewährung der Leistung oder 

b) bis zu einer Entscheidung über ein 
Rechtsmittel nach einer zu Unrecht ab-
gelehnten Leistung 

keinen zeitlichen Aufschub geduldet hat. 

War es dem Leistungsberechtigten unmög-
lich, den Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe rechtzeitig über den Hilfebedarf in 
Kenntnis zu setzen, so hat er dies unver-

züglich nach Wegfall des Hinderungsgrun-
des nachzuholen. 

 

§ 41 Hilfe für junge Volljährige, Nach-
betreuung 

(1) Einem jungen Volljährigen soll Hilfe für 
die Persönlichkeitsentwicklung und zu ei-
ner eigenverantwortlichen Lebensführung 
gewährt werden, wenn und solange die 
Hilfe aufgrund der individuellen Situation 
des jungen Menschen notwendig ist. Die 
Hilfe wird in der Regel nur bis zur Vollen-
dung des 21. Lebensjahres gewährt; in 
begründeten Einzelfällen soll sie für einen 
begrenzten Zeitraum darüber hinaus fort-
gesetzt werden. 

(2) Für die Ausgestaltung der Hilfe gelten § 
27 Abs. 3 und 4 sowie die §§ 28 bis 30, 33 
bis 36, 39 und 40 entsprechend mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle des Perso-
nensorgeberechtigten oder des Kindes 
oder des Jugendlichen der junge Volljähri-
ge tritt. 

(3) Der junge Volljährige soll auch nach 
Beendigung der Hilfe bei der Verselbstän-
digung im notwendigen Umfang beraten 
und unterstützt werden. 


